
§ 1 Vereinbarungsgegenstand

Der Kreis Warendorf verpflichtet sich, für die Stadt Telg-
te die in § 2 Abs. 1 beschriebenen Aufgaben durchzufüh-
ren (§ 23 Abs. 1 Var. 2 i.V.m. Abs. 2 Var. 2 GkG NRW). 

§ 2 Aufgaben der Vertragsparteien

(1)  Die Stadt Telgte sowie auch der Kreis Warendorf haben 
im Rahmen ihrer hoheitlichen Aufgabenwahrnehmung 
ihre Erreichbarkeit für Bürger, Unternehmen, Organi-
sationen und andere öffentliche Dienststellen auch per 
Telefon zu gewährleisten. Der Kreis Warendorf über-
nimmt diese telefonische Erreichbarkeit für die Stadt 
Telgte mit und führt nachfolgende Telefonserviceleis-
tungen durch:

 -  Annahme der Telefonanrufe, die über die zentrale 
Rufnummer der Stadt Telgte eingehen, sowie Annah-
me der Anrufe der Nummer 115, soweit diese aus dem 
Stadtgebiet Telgte angewählt wurde,

 - Auskunftserteilung soweit möglich

 -  Weitervermittlung an die zuständigen Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartner der Stadt Telgte.

(2)  Die Stadt Telgte stellt dem Kreis Warendorf umfassen-
de, ihr Stadtgebiet und die Stadtverwaltung betreffende 
spezifische Informationen bedarfsgerecht zur Verfü-
gung. Der Kreis Warendorf erhält darüber hinaus einen 
Zugriff auf das Informationstableau der Zeiterfassung 
der Stadt Telgte. Für aktuelle Geschehnisse und Akti-
vitäten muss ein ständiger Informationsfluss gewähr-
leistet werden. Ein kurzfristiger Datenaustausch kann 
telefonisch oder per E-Mail erfolgen.

(3)  Sonderaktionen sind im Einzelfall mit einem ange-
messenen Vorlauf abzustimmen, um gegebenenfalls 

103  Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Verein-
barung zwischen dem Kreis Warendorf und der 
Stadt Telgte

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Warendorf und der Stadt Telgte zur Durch-
führung des Telefonservice habe ich mit Verfügung vom 
heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) ge-
nehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 27. Mai 2019 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-101/2019.0002 
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Durchführung  
von Telefonserviceleistungen der Stadt Telgte durch den 

Kreis Warendorf

Zwischen der Stadt Telgte, vertreten durch den Bürger-
meister, Baßfeld 4-6, 48291 Telgte, und dem Kreis Waren-

dorf, vertreten durch den Landrat, Waldenburger Straße 
2, 48231 Warendorf, wird gemäß §§ 23 ff. des Gesetzes 

über die kommunale Gemeinschaftsarbeit Nordrhein-West-
falen (GkG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 01. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621/ SGV. NRW. 

202), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 03. Februar 
2015 (GV. NRW. S. 204), folgende mandatierende öffent-
lich-rechtliche Vereinbarung über die Durchführung des 

Telefonservices der Stadt Telgte durch den Kreis Warendorf 
geschlossen:
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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung 69
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44 1. Haushaltssatzung  
des Zweckverbandes Studieninstitut für 
kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe für 
das Haushaltsjahr 2018 70
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entsprechende Kapazitätsanpassungen vornehmen zu 
können.

(4)  Der Kreis beabsichtigt, diese Leistungen innerhalb der 
gesetzlichen Bestimmungen grundsätzlich nur gegen-
über anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und deren Untergliederungen zu übernehmen.

 
         § 3 Qualitätsstandard, Qualitätsverbesserungen

(1)  Der Kreis Warendorf gewährleistet in seiner Telefon-
zentrale am Dienstort Warendorf (Kreishaus) eine 
grundsätzliche telefonische Erreichbarkeit zu folgen-
den Zeiten:

 Montag-Freitag: 8.00-12.00 Uhr 
 Montag-Mittwoch: 14.00-16.00 Uhr 
 Donnerstag: 14.00-17.00 Uhr

  Der Kreis Warendorf stellt dafür alle erforderlichen 
technischen, organisatorischen und personellen Res-
sourcen zur Verfügung. Die personelle Aufsicht und 
das Weisungsrecht gegenüber den Mitarbeitenden der  
Telefonzentrale obliegen dem Kreis Warendorf.

  Ausnahmen von der Erreichbarkeit wegen verwaltungs-
weiter Schließung des Kreises Warendorf (z. B. Karne-
val, Weihnachten) werden rechtzeitig im Vorfeld geson-
dert mitgeteilt.

(2)  Der Kreis Warendorf strebt an, während der genannten 
Erreichbarkeitszeiten alle eingehenden Anrufe entge-
genzunehmen. Als Service-Standard wird vereinbart:

 -  der jeweils gültige Verbundstandard der Behördenruf-
nummer 115

 -  spezifische Signalisierung der über die Tel.-Nr. 02504 
130 eingehenden Anrufe, so dass sich die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Telefonservicezentrale des 
Kreises Warendorf mit „Stadt Telgte ...“ melden,

 -  Weitergabe von Informationen und Beantwortung von 
Fragen soweit wie möglich. Es soll grundsätzlich of-
fensiv der Kontakt zu den Anrufenden aufgebaut wer-
den, nach dem Anliegen gefragt und ggf. direkt beant-
wortet werden.

 -  über für den Vertrag relevante Daten (Kontakthäufig-
keit) stellt der Kreis Warendorf der Stadt Telgte quar-
talsweise mit der Abrechnung entsprechende Statisti-
ken zur Verfügung.

(3)  Die Vertragspartner nennen gegenseitig konkrete An-
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner. Änderungen 
der Zuständigkeiten oder der Kontaktdaten werden dem 
Vertragspartner jeweils unmittelbar mitgeteilt. Wichtig 
ist ein intensiver Informationsaustausch der unmittelbar 
am Telefonservice beteiligten Personen, um eine größt-
mögliche Aktualität sicherzustellen.

(4)  Erster Ansprechpartner bei Störungen ist das Amt für 
Informationstechnik des Kreises Warendorf. Bei anhal-
tender Störung wird die Weiterleitung der Telefonzent-
rale Telgte zurückgenommen. Der Telefonservice wird 
für die Störungszeit von der Stadt Telgte erbracht. Das 
Amt für Informationstechnik des Kreises Warendorf 
gewährleistet eine zeitnahe Wiederherstellung des Te-
lefonservices durch den Kreis Warendorf.

(5)  Die Stadt Telgte und der Kreis Warendorf sind bestrebt, 
den Telefonservice für die Stadt Telgte in der Aufgaben-
struktur bzw. in der technischen Struktur stets fortzu-
entwickeln. Zu diesem Zweck finden regelmäßige Ge-
spräche statt.

§ 4 Kostenerstattung

(1)   Die entstehenden Personal- und Sachkosten werden 
in Form einer jährlichen Pauschale abgerechnet. Ba-
sis für die Pauschale ist die durchschnittliche Anzahl 
der täglich eingehenden Anrufe. Die Pauschale beläuft 
sich auf insgesamt  6.000,00 € je Jahr. Dabei wird eine 
Kontakthäufigkeit von 50 Anrufen pro Tag zu Grunde 
gelegt. Ein Gewinnaufschlag oder eine Eigenkapital-
verzinsung werden nicht abgerechnet.

(2)  Die Pauschale wird je zur Hälfte eines Jahres, also am 
30.06 und 31.12. eines Jahres, fällig.

(3)  Eine Änderung des jährlichen Erstattungsbetrages kann 
schriftlich vereinbart werden und ist, falls erforderlich, 
jeweils zum 01.01. eines Jahres festzusetzen. Hierzu 
bedarf es keiner Änderung der vorliegenden öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung. Seitens des Kreises Wa-
rendorf ist eine Kostenkalkulation vorzulegen.

(4)  Sollte dieser Vertrag zukünftig von der Finanzverwal-
tung als umsatzsteuerpflichtig angesehen werden, geht 
dieses Steuerrisiko (derzeit: 19 % USt) zu Lasten der 
Stadt Telgte.

 
§ 5 Datenschutz

Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen werden vom 
Kreis Warendorf eingehalten. Da der Kreis Warendorf die 
Dienstleistungen für die Stadt Telgte durchführt, ist es zum 
Teil erforderlich, die Namen und Anliegen der Anrufenden 
an die Stadt Telgte weiterzugeben. Das Speichern, Nutzen 
und Übermitteln personenbezogener Daten von aus dem 
Gemeindegebiet ankommenden Anrufen ist nur in dem Um-
fang zulässig, als dass die Daten zur Erfüllung der in § 2 
dieser Vereinbarung normierten Aufgaben erforderlich sind. 
Die mit der Bearbeitung dieser Daten befassten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sind Dritten gegenüber zur Geheim-
haltung der Daten verpflichtet. Die gespeicherten Daten 
sind zu löschen, wenn ihre Kenntnis zur Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich ist.

 
§ 6 haftung

Der Kreis Warendorf haftet nicht für Schäden, die aufgrund 
eines technisch bedingten und von ihm nicht zu vertretenden 
Mangels oder Ausfalls der technischen Einrichtungen verur-
sacht worden sind. ln den vorgenannten Fällen ist die Stadt 
Telgte unverzüglich zu informieren und die telefonische Er-
reichbarkeit rechtzeitig wieder herzustellen. Er übernimmt 
auch keine Haftung für Schäden, die dadurch entstehen, 
dass die von der Stadt Telgte übermittelten Daten und In-
formationen falsch und/oder unvollständig waren oder sind.

 
§ 7 laufzeit

Diese Vereinbarung wird am Tag nach der Bekanntgabe im 
Amtsblatt der Bezirksregierung Münster wirksam, jedoch 
nicht vor dem 01.06.2019. Die Vereinbarung gilt bis zum 
31.12.2024. Sie verlängert sich um jeweils 1 Jahr, wenn sie 
nicht spätestens 6 Monate vor ihrem Ablauf von einer Ver-
tragspartei gekündigt wird.

 
§ 8 Kündigung aus wichtigem Grund

(1)  Die Vereinbarung kann abweichend von § 7 aus wichti-
gem Grund jederzeit gekündigt werden.

(2)  Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,
 1.  wenn die Fortsetzung der Vereinbarung aus wirt-

schaftlichen oder technischen Gründen für eine der 
beiden Vertragsparteien nicht mehr zumutbar ist, 
oder
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2.  der in § 3 genannte Qualitätsstandard nicht kontinu-
ierlich erreicht wird sowie

3.  die Verpflichtungen aus § 2 wiederholt nicht oder un-
vollständig geleistet werden.

§ 9 Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung unwirksam oder nicht durchführbar sein, so wer-
den die übrigen Bestimmungen nicht berührt. Der Kreis 
Warendorf und die Stadt Telgte sichern sich für diesen 
Fall zu, die getroffene Regelung durch eine wirksame oder 
durchführbare, dem Sinn der Vereinbarung entsprechende 
Regelung zu ersetzen, durch die der beabsichtigte Verein-
barungszweck erreicht wird. Entsprechendes gilt für Rege-
lungslücken in der Vereinbarung.

Kreis Warendorf 
Der Landrat

Warendorf, den ......... 2019

_______________________

Dr Olaf Gericke 
Landrat

Stadt Telgte 
Der Bürgermeister

Telgte, den ......... 2019

_______________________

Wolfgang Pieper 
Bürgermeister

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 157-159

104  Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 73 
Abs. 6 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG)

 Bezirksregierung Münster 48128 Münster, 06.06.2019 
Dezernat 52 
Az.: 52-500-0662646-1000/0056.U

Antrag der AGR Abfallentsorgungs-Gesellschaft Ruhrge-
biet mbH (AGR), Im Emscherbruch 11, 45699 Herten vom 
28.11.2018, auf Planfeststellung des „Vorhabens Erhö- 
hung und Erweiterung der Zentraldeponie Emscherbruch 
(ZDE) zur Schaffung zusätzlicher Volumina für Abfälle der 
Deponieklassen I, II und III einschließlich damit im Zusam-
menhang stehender Änderungen“.

Für das vorgenannte Vorhaben ist gemäß § 35 Abs. 2 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) ein Planfeststellungs-
verfahren nach den Vorschriften der §§ 72 ff. des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG) durchzuführen. Für die Durchführung dieses Ver-
fahrens ist die Bezirksregierung Münster (BR MS) nach § 2 
Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 2 Nr. 2 und Anhang I der Zuständig-
keitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) zuständig.

Die Antragsunterlagen haben in der Zeit vom 21.01.2019 
bis einschließlich 20.02.2019 bei der Stadt Herne, der Stadt 
Herten, der Stadt Gelsenkirchen sowie der BR MS öffent-
lich ausgelegen. Die Einwendungsfrist war in der Zeit vom 
21.01.2019 bis einschließlich 19.03.2019.

Zur Erörterung der im bisherigen Verfahren fristgerecht 

eingegangenen behördlichen Stellungnahmen, Stellungnah-
men von Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG, 
Einwendungen von Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 
5 VwVfG NRW sowie Einwendungen privater Einwender 
wird nun der Erörterungstermin gemäß § 73 Abs. 6 VwVfG 
durchgeführt.

Der Erörterungstermin wird beginnend am

Dienstag, 09. Juli 2019

in der

emscher-lippe-halle 
Adenauerallee 118  
45891 Gelsenkirchen

um

10:00 Uhr (einlass ab 9:00 Uhr) stattfinden.

Nähere Information zum Veranstaltungsort finden Sie unter 
http://www.emschertainment.de/index.php/emscher-lip-
pe-halle.html.

Der Erörterungstermin kann bei Bedarf am 10. und 11. Juli 
2019, jeweils zur zuvor genannten Zeit, fortgesetzt werden. 
An welcher Stelle der Tagesordnung der Termin jeweils fort-
geführt wird, wird den Teilnehmerinnen und Teilnehmern ab 
dem 09. Juli in der Verhandlung täglich zum Abschluss mit-
geteilt. Außerdem wird dies auch auf der Internetseite der 
BR MS.

http://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachun-
gen/verfahren/deponien/AGR_zentraldeponie_emscher-
bruch/index.html

(alternativ zu erreichen über: Internetseite der BR MS auf 
bezreg-muenster.de aufrufen  Klick auf „Bekanntmachun-
gen“  Klick auf „Verfahren“  Klick auf „Deponien“ 
 Klick auf „AGR mbH – Erweiterung der Zentraldeponie
Emscherbruch in Gelsenkirchen“)

und auf der Internetseite des UVP-Portals

ht tps : / /uvp-verbund.de/ t refferanzeige?docuuid= 
A568F050-07AA-45C0-B5AC-50C2740C4E26&plugid=/
ingrid-group:ige-iplug-nw&docid=A568F050-07AA-
45C0-B5AC-50C2740C4E26

(alternativ zu erreichen über: Startseite des UVP-Portals auf 
uvp-verbund.de aufrufen und als Suchbegriff „ZDE“ einge-
ben.)

zusammen mit den noch anstehenden Tagesordnungspunk-
ten täglich bekanntgegeben.

Kann die Erörterung am 11. Juli 2019 nicht abgeschlossen 
werden, so wird sie zu einem Termin weitergeführt, der 
(ggfs. auch kurzfristig) noch bekanntgegeben wird.

Es ist beabsichtigt, die Stellungnahmen und Einwendungen 
sachthemenbezogen (z. B. Bedarf, Lärm, Verkehr, Geruch 
etc.) zu erörtern. Zu dem jeweiligen Thema werden ein-
gangs die Stellungnahmen und hieran anschließend die Ein-
wendungen diskutiert.

Grundsätzlich ist die folgende Tagesordnung geplant, von 
der in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden 
kann:

I. Begrüßung und Einführung
II.  Vorstellung des beantragten Vorhabens durch

die Antragstellerin
III. Erörterung der Sachthemen
IV. Abschluss der Erörterung

Die Abfolge der einzelnen Sachthemen unter III. können Sie 
eine Woche vor Beginn des Erörterungstermins im Internet 
auf den o.g. Seiten der BR MS und des UVP-Portals einse-
hen.

http://www.emschertainment.de/index.php/emscher-lippe-halle.html
http://www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachungen/verfahren/deponien/AGR_zentraldeponie_emscherbruch/index.html
https://uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=A568F050-07AA-45C0-B5AC-50C2740C4E26&plugid=/ingrid-group:ige-iplug-nw&docid=A568F050-07AA-45C0-B5AC-50C2740C4E26
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m³ auf der Erweiterungsfläche. Die zulässige, genehmigte 
Gesamtproduktionskapazität wird dabei nicht erhöht.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf. 

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass die 
Änderung keinen wesentlichen Einfluss auf die Immissi-
onssituation hat. Die Abluft aus dem neuen Lagertank wird 
der bestehenden Verbrennungsanlage zugeführt. Außerdem 
kommt es durch das Vorhaben zu keiner Verschlechterung 
der Geräuschsituation. Durch die bauliche und technische 
Ausführung der Anlage sind Gewässer- oder Bodenverun-
reinigungen nicht zu erwarten.

Das Vorhaben führt zu keiner negativen Beeinträchtigung 
von ökologisch empfindlichen Gebieten.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

 Im Auftrag 
 gez. Ottensmann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 160

106  Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster Herten, den 22.05.2019 
500-53.0020/19/4.4.1 Gartenstr. 27, 45699 Herten 
 dez53@brms.nrw.de

Die Firma Ruhr Oel GmbH hat einen Antrag zur wesentli-
chen Änderung Olefin-Anlage 3 auf dem Grundstück Pawi-
ker Str. 30 in 45896 Gelsenkirchen (Gemarkung Buer, Flur 
8/22, Flurstück 19/101) vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist der Austausch und die Instal-
lation von Sicherheitsventilen, Pumpen, Temperaturüberwa-
chungen, Filtern und Sicherheitseinrichtungen.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.

Maßgebend für diese Feststellung ist, dass die Änderung 
keinen Einfluss auf die Immissionssituation der Anlage hat. 
Das Vorhaben führt zu keiner Kapazitäts- oder Leistungser-
höhung der Olefin-Anlage 3 im Vergleich zum genehmigten 
Zustand. Ein Eingriff in den Boden ist damit nicht verbun-
den. Im Vergleich zum genehmigten Zustand entstehen kei-
ne höheren Luftverunreinigungen, Lärmemissionen, Abfäl-
le oder wassergefährdender Stoffe. 

hinweise:

1)  Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Teilnahme-
berechtigt sind:

 -  Einwender (Personen, die rechtzeitig Einwendungen 
erhoben haben)

 -  gesetzliche Vertreter, Bevollmächtigte und Sachbei-
stände der Einwender

 - Antragssteller
 - Sachverständige und Gutachter
 -  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der beteiligten Be-

hörden und Stellen als Träger öffentlicher Belange
 -  Vertreter der anerkannten Umwelt- und Naturschutz-

vereinigungen, die eine Stellungnahme abgegeben ha-
ben (§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW)

 -  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anhörungsbehörde

  zur einlassberechtigung ist ein Personaldokument  
(Personalausweis, reisepass) und gegebenenfalls eine 
Vertretungsvollmacht vorzulegen.

2)  Gemäß § 73 Absatz 6 Satz 4 VwVfG NRW werden die 
Personen, die rechtzeitig Stellungnahmen bzw. Einwen-
dungen erhoben haben, über den Erörterungstermin 
durch die öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Bezirksregierung Münster und in den örtlichen Tages-
zeitungen, die in dem Gebiet örtlich verbreitet sind, in 
dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, 
informiert. Für die fristgerechte Bekanntgabe des Er-
örterungstermins ist die Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Bezirksregierung Münster maßgebend (§ 73 Absatz 
6 Satz 5 VwVfG NRW). Es erfolgen keine gesonderten 
Einladungsschreiben zur Erörterung, da neben den be-
hördlichen Stellungnahmen mehr als 50 Einwendungen 
bzw. Stellungnahmen eingegangen sind.

3)  Die Teilnahme der Presse an der Verhandlung ist nur 
möglich, wenn sich alle sonstigen Beteiligten damit ein-
verstanden erklären.

4)  Bei Ausbleiben einer / eines Beteiligten kann auch ohne 
sie / ihn verhandelt werden. Die schriftlich und rechtzei-
tig erhobenen Einwendungen werden auch bei Ausblei-
ben der Beteiligten im weiteren Genehmigungsverfahren 
berücksichtigt. Verspätete Einwendungen können im Er-
örterungstermin nicht berücksichtigt werden. Das Anhö-
rungsverfahren ist mit Schluss der Verhandlung beendet.

5)  Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch 
Vertreterbestellung entstehende Kosten können nicht er-
stattet werden.

 Im Auftrag 
 gez. Thomas Kerkering

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 159-160

105  Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster  
500-53.0023/19/0204347-0001/0020.V  
 48147 Münster, den 28.05.2019

Die Firma Angus Chemie GmbH hat einen Antrag zur we-
sentlichen Änderung und zum Betrieb der Anlage zur Her-
stellung von organischen Stickstoffverbindungen auf dem 
Betriebsgrundstück Zeppelinstr. 30, 49479 Ibbenbüren (Ge-
markung Ibbenbüren-Land, Flur 90, Flurstück 161), vorge-
legt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Tankfeldes 
3 und die Errichtung und der Betrieb eines neuen Lager-
tanks für (Recycling) Methanol mit einem Volumen von 130 
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Das Vorhaben beeinflusst die sich im Einwirkungsbereich 
befindlichen, ökologisch empfindlichen Gebiete nicht.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

 Im Auftrag 
 gez. Bernauer

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 160-161

107  Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster Herten, den 29.05.2019 
500-53.0875785-0487/0016.V Gartenstr. 27, 45699 Herten 
 dez53@brms.nrw.de

Die Firma Evonik Degussa GmbH hat einen Antrag zur we-
sentlichen Änderung und zum Betrieb der Cyclododecatrien 
(CDT) - Anlage auf dem Grundstück Paul-Baumann-Str. 1 
in 45772 Marl (Gemarkung Marl, Flur 57, Flurstücke 71, 
82, 150, 151 und 152), vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist im Wesentlichen eine Kapazi-
tätserhöhung der Produktion von CDT (von derzeit 75.000 
t/a auf 93.000 t/a), die Weiterverarbeitung zu Cyclododecen 
(CDEN) und die Lagerung und Verladung von Cyclodo-
decan (CDAN) durch diverse verfahrenstechnische und ap-
parative Neuerrichtungen von Anlagenteilen bzw. Optimie-
rungen bestehender Teilanlagen.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf. 

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass es 
aufgrund der beantragten Änderungen sowie der geplanten, 
neu zu errichtenden Anlagenteile im Vergleich zum aktuell 
genehmigten Bestand zu keiner wesentlichen Veränderung 
der Emissionen in die Luft kommt.

Es kommt durch das Vorhaben auch zu keiner Verschlechte-
rung der Geräuschsituation.

Das Vorhaben beeinträchtigt das FFH-Gebiet „Lippeaue“ 
nicht.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

 Im Auftrag 
 gez. Wichmann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 161

108  Bekanntgabe gem. § 5 des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster 25.05.2019 
Az.: 500-9967474/0001.U

 Feststellung einer UVP-Pflicht für die errichtung und 
den Betrieb einer Wasserfernleitung zum Befördern von 
Trinkwasser zwischen den Ortsteilen Velen-ramsdorf 

und Borken-Weseke. Vorprüfung bei neuvorhaben ge-
mäß § 7 Abs. 2 UVPG

Die Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH 
(RWW), 45479 Mülheim, hat mit Schreiben vom 24.04.2019 
und Ergänzung vom 20.05.2019 einen Antrag für eine Vor-
prüfung bei Neuvorhaben gemäß § 7 UVPG Abs. 2 bei 
der Bezirksregierung Münster gestellt. Bei dem geplanten 
Vorhaben handelt sich um eine Neuerrichtung und den Be-
trieb einer Wasserfernleitung „Transportleitung Nordraum 
DN 300 PN 10“ zum Befördern von Trinkwasser zwischen 
Velen-Ramsdorf und Borken-Weseke, um eine sichere Ver-
sorgung der Ortsteile zu gewährleisten.

Bei der Rohrleitungsanlage mit einer Länge von ca. 4 km 
und einem Durchmesser von 300 mm handelt es sich um 
eine nach § 65 UVPG i.V.m. Anlage 1 Nr. 19.8.2 UVPG ge-
nehmigungsbedürftige Rohrleitungsanlage zum Befördern 
von Wasser.

Zuständige Genehmigungsbehörde für die geplante Rohr-
fernleitungsanlage ist gemäß § 4 i. V. m. Nr. 7.7.2 des An-
hangs II zur Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (Zu-
stVU) die Bezirksregierung Münster.

Für Vorhaben, die unter Anlage 1 Nr. 19.8.2 UVPG fallen, 
ist in der zugehörigen Zeile in der Spalte 2 Anlage 1 UVPG 
der Buchstabe „S“ angegeben. Gem. § 7 Absatz 2 UVPG 
wird damit eine standortbezogene Vorprüfung zur Feststel-
lung der UVP-Pflicht ausgelöst. Soll eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung unterbleiben, ist dies gem. § 5 UVPG be-
kannt zu geben.

Nach Feststellung vom 25. Mai 2019 besteht für das geplan-
te Vorhaben keine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP).

Nach überschlägiger Prüfung der mit dem Antrag für eine 
standortbezogene Vorprüfung des Neuvorhabens vorgeleg-
ten Informationen und unter Berücksichtigung der in Anla-
ge 3 UVPG aufgeführten Kriterien, kann das geplante Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
haben, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen wären. Die 
erste Stufe der Beurteilung des Vorhabens hinsichtlich des 
Vorhandenseins von besonderen Gegebenheiten nach Anla-
ge 3 Nr. 2.3 UVPG hatte ergeben, dass zwei Landschafts-
schutzgebiete im Trassenverlauf vorliegen. Bei der zwei-
ten Stufe der Beurteilung, ob das Neuvorhaben erheblich 
nachteilige Umweltauswirkungen hat, die die besondere 
Empfindlichkeit oder die Schutzziele der Gebiete betreffen, 
ergab sich summarisch, dass für das Vorhaben keine erheb-
lich nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, 
weil das Bauvorhaben überwiegend in Rad- und Gehwegen 
erfolgt. Geringe Auswirkungen während der Bauphase sind 
im Anschluss wieder herstellbar. Von einer Wasserrohrlei-
tungsanlage sind anlage- oder betriebsbedingt keine um-
welterheblichen Verschmutzungen oder Belästigungen zu 
erwarten.

Gemäß § 5 Absatz 3 UVPG ist diese Feststellung nicht 
selbstständig anfechtbar.

Nach den Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes 
sind der Öffentlichkeit die zugehörigen Unterlagen bei der 
Bezirksregierung Münster zugänglich.

 Im Auftrag 
 gez. Pinkert

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 161



Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster162

109 Tagesordnung
  10. Sitzung der Verbandsversammlung des zweck-

verbandes für das Studieninstitut für kommunale 
Verwaltung emscher-lippe am 27.06.2019, 14.00 
Uhr, im Studieninstitut emscherlippe, Schiller-
str. 26 in 46282 Dorsten, raum 9

Öffentlicher Teil

1. Aktuelle Entwicklung in der Fortbildung

2. Verschiedenes

nichtöffentlicher Teil

3.  Personalangelegenheiten: Genehmigung der Dringlich-
keitsentscheidung über die Einstellung eines Sachbear-
beiters im Bereich Fortbildung

4.  Personalangelegenheiten: Beförderung einer Beamtin

5.  Personalangelegenheiten: Beförderung eines Beamten

Recklinghausen, 28.05.2019

Huxel 
Stellv. Vorsitzende der Verbandsversammlung

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 162

c: rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen
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